
jede Pflichtverletzung eines Erziehungsverpflichteten 
schlechthin unter Strafe gestellt, sondern es sind wei­
terhin die Tatbestamdsmerkmale der „gröblichen“ 
Pflichtverletzung und der Begehung in „gewissenloser 
Weise“ zu prüfen. Aus dem Wortlaut des Gesetzes ist 
bereits zu erkennen, daß dabei schwerwiegende Hand­
lungen, die auf einer verantwortungslosen Einstellung 
des Täters beruhen, vorliegen müssen.,
Aus dem Sachverhalt ergeben sich diese Merkmale je­
doch nicht. Der Junge war auf Grund seines Alters und 
der Tatsache, daß er während der Nachtschicht der 
Mutter mit dem jüngeren Bruder auch in der Wohnung 
allein war und außerdem täglich einen längeren Schul­
weg allein zurücklegen mußte, relativ selbständig. 
Wenngleich er zeitweilig den Schulweg länger aus­
dehnte und dazu neigte, sich „herumzutreiben“, war 
nicht gerechtfertigt, daß die Instanzgerichte aus diesen 
Fakten besonders gröbliche Pflichtverletzungen der 
Mutter herleiteten. Sie hat sich bemüht, für den regel­
mäßigen Schulbesuch des Jungen zu sorgen, wenn auch 
nicht immer mit pädagogisch ausreichenden und wirk­
samen Mitteln. So hat sie z. B. veranlaßt, daß ein 
„Pendelheft“ angelegt wurde, um auf diese Weise ge­
meinsam mit der Lehrerin den Schulbesuch kontrollie­
ren zu können.
Auch afts weiteren Faktoren, dem Alter des Kindes, 
der Dauer der Abwesenheit der Mutter und der Tat­
sache, daß es eine einmalige Handlung war, ergibt sich, 
daß eine g r ö b l i c h e  Verletzung der Erziehungs­
pflichten nicht vorliegt.
Darüber hinaus ist auch das Merkmal „in gewissen­
loser Weise begangen“ zu verneinen. Das Gesamtver­
halten der Angeklagten gegenüber ihren Kindern zeigt, 
daß sie im allgemeinen — wenn auch mit zum Teil feh­
lerhaften Methoden — bemüht war, ihnen ehrliches 
und ordentliches Verhalten anzuerziehen. Sie fühlte 
sich für deren Erziehung verantwortlich und hat trotz 
der aufgezeigten Pflichtverletzung diese Grundhaltung 
nicht aufgegaben.
Die Angeklagte ist daher hinsichtlich der ihr nach 
§ 170d StGB zur Last gelegten Handlungen freizuspre­
chen.
Demgegenüber ist sie wegen Mißhandlung Abhängiger 
nach § 223lb StGB strafrechtlich verantwortlich. Sie hat 
ihren Sohn Olaf im Juni 1966 so heftig mit dem Aus­
klopfer geschlagen, daß nach zwei Tagen noch blut­
unterlaufene Striemen auf seinem Körper zu sehen 
waren. Diese Schläge waren eine rohe Mißhandlung. 
Sie haben dem Kind körperliche Schmerzen bereitet. 
Eine solche Handlung widerspricht den Prinzipien der 
sozialistischen Erziehung und trägt nicht dazu bei, ei­
nem Kind richtige Verhaltensnormen anzuerziehen. 
Deshalb kann auch grundsätzlich ein solches Verhalten 
der Eltern, deren Pflicht die Erziehung ihrer Kinder 
zu ordentlichen Bürgern ist, nicht geduldet werden.
Es müssen jedoch in jedem Einzelfall alle für die Ge­
fährlichkeit der Handlung maßgeblichen Faktoren ge­
prüft werden, weil sich aus der Schwere der Tat, ihren 
Umständen und der Persönlichkeit des Täters ergibt, 
welche Strafe nach Art und Höhe als richtige Reaktion 
der Gesellschaft zum Schutz der angegriffenen Verhält­
nisse und zur Erziehung des Täters angewandt werden 
muß.
Die Angeklagte hatte seit mehreren Jahren Schwierig­
keiten bei der Erziehung des Jungen Olaf. Nicht zu­
letzt waren diese auch auf ihre fehlerhaften Erzie­
hungsmethoden gegenüber dem Kind zurückzuführen. 
Das Mutter-Kind-Verhältnis war dadurch beeinträch­
tigt. Auch in der Schule gab es Auseinandersetzungen 
mit Olaf. Deshalb galt die größte Aufmerksamkeit der 
Angeklagten dem regelmäßigen Schulbesuch des Jun­

gen, und sie hatte auch durch die Kontrolle mit Hilfe 
eines „Pendelheftes“ eine Besserung erreicht.
Als im Juni 1966 bei dem Jungen eine Unpäßlichkeit 
eintrat, wurde er von der Mutter iin der Schule ent­
schuldigt. Nachdem er gesund war, blieb er weiterhin 
ohne Wissen der Angeklagten der Schule fern und be­
hauptete — trotz der Ubierführung durch die Lehrerin —, 
er sei in der Schule gewesen. Beide Umstände, das 
Fernbleiben von der Schule und das Lügen, lösten bei 
der Angeklagten eine derartige Erregung aus, daß sie 
den Jungen züchtigte. Dieses Verhalten ist zwar keines­
wegs zu billigen, jedoch sind die für das Zustandekom­
men der Tat der Angeklagten maßgeblichen Umstände 
für die Gesamteinschätzung der Straftat mit von Be­
deutung.
Es ist dabei zu beachten, daß die Angeklagte neben 
ihrer Arbeit, die sie umsichtig und gut verrichtete, seit 
etwa zwei Jahren die Erziehung der beiden Kinder 
und die Haushaltsführung fast allein zu bewältigen 
hatte. Dazu kommt, daß sie in dem Bahnwärterhäus­
chen recht isoliert lebte und auf Grund ihrer Belastung 
wenig Verbindung zur Gemeinde hatte, so daß ihr noch 
keine erzieherischen Hinweise gegeben wurden. Sie 
glaubte, die Schwierigkeiten bei ihrem Jungen selbst 
mit Härte überwinden zu können, und hatte deswegen 
noch nicht um die Hilfe des Kollektivs oder anderer 
Bürger in Fragen der Erziehung gebeten. Die gesamten 
Umstände der Tat sowie die Tatsache, daß eine derar­
tige Mißhandlung erstmalig war, keine gesundheitli­
chen Schäden zur Folge hatte und die Angeklagte noch 
nicht gegen die Gesetze verstoßen hat, rechtfertigen 
eine bedingte Verurteilung in Höhe von sieben Mona­
ten Gefängnis mit einer Bewährungszeit von zwei Jah­
ren.

§§ 244 Abs. 1 und 2, 264 Abs. 1 und 2 StGB.

1. Die wiederholte Straffälligkeit, die Art und Höhe 
der Vorstrafen, ihr innerer Zusammenhang mit der er­
neuten Straftat sowie asoziale und parasitäre Lebens­
auffassung sind wichtige Kriterien für die Einschätzung 
der Tatschwere.

2. Eine Strafverschärfung kommt bei wiederholter 
Straffälligkeit dann in Betracht, wenn das böswillige 
Sichhinwegsetzen des Rückfalltäters über die gesell­
schaftlichen Anforderungen bzw. die hartnäckige Miß­
achtung der Gesetze in der erneuten Straftat seine 
Fortsetzung fand. In diesem Fall ist die Rückfälligkeit 
ein tatbezogener Umstand, der in die Schwere der 
Tat eingeht.

3. Zur Anwendung mildernder Umstände bei Rückfall­
diebstahl und Rückfallbetrug.
OG, Urt. vom 7. Juli 1967 - 2 Zst 4/67.

Der 25jährige Angeklagte wurde in Kinderheimen und 
Jugendwerkböfen erzogen. Er hat danach nuir kurz­
fristig gearbeitet, da er wiederholt straffällig wurde. 
In den Jahren von 1960 bis 1964 mußte er viermal, u. a. 
wegen Betrugs und Diebstahls, zu Freiheitsstrafen ver­
urteilt werden. Nach der letzten Strafverbüßung am 
22. September 1966 widersetzte er sich den Maßnahmen 
zur Wiedereingliederung, weil er nicht in einem festen 
Kollektiv arbeiten wollte.
Im Oktober und Dezember 1966 drang der Angeklagte 
zweimal gewaltsam in die Wohnung seiner Mutter ein 
und entwendete Bekleid-ungsgegenstände im Werte von 
insgesamt etwa 500 MDN sowie 10 MDN Bargeld. Das 
Diebesgut verkaufte er mehreren Bürgern, wobei er an­
gab, verfügungsberechtigt zu sein. Den Erlös von etwa 
110 MDN verbrauchte er für alkoholische Getränke.
Im Dezember 1966 begegnete der Angeklagte der ange­
trunkenen Zeugin B. Die Zeugin, die sich verfolgt
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